
Mobile Government

Potenziale heben

[03.05.2017] Mobile Verwaltungsprozesse werden immer mehr nachgefragt. Für
die Entscheidung, welche Prozesse sich für mobile Lösungen eignen, können
Verwaltungen jetzt eine Methode heranziehen, welche die TU München und das
Fraunhofer-Institut FOKUS entwickelt haben.

Mobile Government ist nicht mehr nur ein Experiment der öffentlichen Verwaltung oder ein Trend neben

vielen anderen, vielmehr führt kein Weg mehr daran vorbei. So sind bei immer mehr Bürgern die

technischen Voraussetzungen für den Einsatz von Mobile Government vorhanden. Eine Vielzahl von

Menschen nutzt für den Zugang zum Internet mobile Geräte, zudem erleichtern sinkende

Verbindungskosten sowie der Ausbau öffentlicher WLAN-Netze den Zugang von unterwegs. Mobile

Endgeräte wie Smartphone, Tablet oder Smartwatch werden dadurch immer mehr zum ständigen

Begleiter. Ein Behördengang erfordert nicht mehr zwingend das physische Erscheinen vor Ort, sondern

kann bequem im Café, auf dem Weg zur Arbeit, im Urlaub oder im Park durchgeführt werden.

Demzufolge wird Mobile Government auch immer stärker nachgefragt. Der eGovernment MONITOR der

Initiative D21 und des Institute for Public Information Management (ipima) belegt, dass bereits viele Bürger

mobil auf Verwaltungsdienste zugreifen und an weiteren Anwendungen interessiert sind. Schon im Jahr

2015 zeigte die Studie, dass nahezu die Hälfte aller Onliner die künftige Bedeutung und Nutzung mobiler

Endgeräte für die Abwicklung von Behördengängen als wichtig oder äußerst wichtig erachtet. Eine hohe

Nachfrage geht auch von den Verwaltungsmitarbeitern selbst aus: Sie erwarten in erhöhtem Maße, aus

dem Alltag bekannte Technologien auch im Berufsleben einsetzen zu können.

Nutzen mobiler Lösungen

In vielen Fällen ist Mobile Government zudem mit einem konkreten Mehrwert verbunden. Der Nutzen

mobiler Lösungen manifestiert sich politisch, gesellschaftlich, aber auch wirtschaftlich.

Verwaltungsprozesse können durch die mobile Unterstützung restrukturiert und damit vereinfacht oder

beschleunigt werden. Viele Dienstleistungen können zeit- und ortsunabhängig zur Verfügung gestellt

werden. Möglichkeiten zur Realisierung neuer Dienstleistungen nehmen infolge der steigenden

Leistungsfähigkeit und technischen Funktionalitäten mobiler Geräte zu. Aufgrund der

Benutzerfreundlichkeit moderner Geräte gelingt auch technikunerfahrenen Mitarbeitern der Einstieg häufig

in kurzer Zeit. Oft wird auch eine Steigerung der Lebens- und Dienstleistungsqualität oder eine Entlastung

der Verwaltungsmitarbeiter erreicht. Doch auch von den Geräten selbst geht ein Nutzen aus: Erweiterte

Funktionalitäten ermöglichen es beispielsweise, mehrere Anforderungen mit nur einem Gerät abzudecken

und bessere Displays erlauben die erweiterte Darstellung von Daten.

Die meisten Services, welche die Verwaltung Bürgern und Unternehmen anbietet, erfordern auf beiden

Seiten jedoch oftmals noch einen PC. Eine vollständig mobile Abwicklung ist die Ausnahme. Nicht besser

sieht es in der Regel bei Prozessen innerhalb der Verwaltung aus. Außendienstmitarbeiter und

Führungskräfte können oft genug nicht zeitgemäß mobil arbeiten. Dabei existieren bereits zahlreiche

Beispiele für Mobile Government: Möglichkeiten zum Melden von Infrastrukturschäden, zur Steuerung der

Straßenbeleuchtung, das Einsehen von Schulleistungen, die Nutzung von Warnsystemen und viele

weitere Anwendungen.

Ein aktuelles Beispiel, das die besondere Dringlichkeit für Mobile Government zeigt, ist die App Integreat.

Sie erlaubt es Kommunen, mit geringem Aufwand Informationen für Geflüchtete zur Verfügung zu stellen,



so zum Beispiel zu Sprachkursen, Unterstützungsangeboten oder der Erreichbarkeit von

Ansprechpartnern. Mit Blick auf Verwaltungsmitarbeiter seien die Verfügbarkeit von Diensthandys oder die

Realisierung der Verkehrsüberwachung und Ausbildung via App genannt.

Win-win-Situation für alle Beteiligten

Durchdachtes Mobile Government ist eine Win-win-Situation für alle Beteiligten. Die Herausforderungen

einer Verwaltungsmodernisierung durch Mobile Government liegen auch nicht in einem Mangel an

Nutzungsvoraussetzungen in der Bevölkerung, einer zu geringen Nachfrage oder Umsetzungsideen

begründet. Stattdessen manifestierte sich die Problematik bislang häufig bei den zu erwartenden und zu

rechtfertigenden Kosten in Verbindung mit den häufig ungewissen Nutzenpotenzialen. Ohne eine

vorherige Bestimmung des Mobilisierungspotenzials von Verwaltungsprozessen führten App-

Entwicklungen in der Vergangenheit einerseits zu interessanten Ergebnissen, die die prinzipiellen Vorteile

von Mobile Government aufzeigten. Andererseits gab es ebenso häufig Anwendungen, die eine Stadt nur

deshalb realisierte und betrieb, um „auch eine eigene App zu haben“. Ohne ersichtlichen Mehrwert für den

Bürger mangelte es häufig an Nutzern und Nutzung, jedoch nicht an Kosten.

Prozesse mit mobilem Potenzial identifizieren

Doch welche Verwaltungsprozesse sind mobilisierbar? Und wie gelangen wir von der Phase des

Experimentierens hin zur systematischen Bewertung von Mobilisierungspotenzialen? Dieser Frage widmet

sich eine aktuelle Studie des Lehrstuhls für Wirtschaftsinformatik der Technischen Universität München

und des Kompetenzzentrums Digital Public Services (DPS) am Fraunhofer-Institut für Offene

Kommunikationssysteme FOKUS. In dem vom Verein ISPRAT geförderten Projekt wurde eine Methode

entwickelt, um Verwaltungsprozesse mit hohem Mobilisierungspotenzial zielgenau zu identifizieren. Die

Methode basiert auf drei Bewertungsschritten: prinzipielle Eignung des Prozesses, zu erwartender

Mehrwert einer Mobilisierung und geschätzter Aufwand einer Realisierung.

Eine Operationalisierung dieser drei Schritte erfolgt mittels vorgegebener Kriterien. Im Hinblick auf die

Prozesseignung gilt es beispielsweise, die Informationsmenge und -dichte oder auch die Dauer und

Frequenz der Nutzung einer Verwaltungsleistung zu bestimmen, wohingegen bei der Bewertung des

Mobilisierungsmehrwerts Fragen nach einer möglichen Fehlerreduktion oder Zugriffsbeschleunigung auf

Daten gestellt werden. Hierdurch kann sich eine Bewertung der Kriterien fördernd, vermindernd oder stark

vermindernd auf das Mobilisierungspotenzial auswirken. Die qualitative Bewertung aller Kriterien

ermöglicht schließlich die Ableitung des Mobilisierungspotenzials und kann als Entscheidungsvorlage dazu

dienen, eine Mobilisierung voranzutreiben, das Vorhaben zeitlich auszusetzen oder aber es zu verwerfen.

Denn obwohl das Konzept Mobile Government prinzipiell sinnvoll, möglich und zuweilen nötig scheint, so

ist es doch manchmal ratsam, auch nein zu sagen. Ein solch begründetes Entscheiden für oder gegen die

Entwicklung mobiler Lösungen eines Verwaltungsprozesses ist nunmehr möglich.
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